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	 Zusammenfassung

1	 einleitung

Die	Publikation	geht	der	Frage	nach,	welche	Schwei-
zer	Gemeinden	politisch	auf	der	Gewinnerseite	ste-
hen.	Dabei	wird	auch	ein	Blick	auf	die	politische	Par-
tizipation	 geworfen.	 Untersucht	 werden	 220	 eidge-
nössische	 Volksabstimmungen,	 die	 zwischen	 1981	
und	2006	stattgefunden	haben.	Der	Fokus	der	Unter-
suchung	liegt	auf	der	Stadt	Zürich.	

Die	 Stadt	 Zürich	 fällt	 bei	 eidgenössischen	Volks-
abstimmungen	vergleichsweise	häufig	den	gleichen	
Entscheid	 wie	 die	 Gesamtschweiz	 (Anteil:	 86,4	%)	
und	 ist	 in	 dieser	 Hinsicht	 vergleichbar	 mit	 anderen	
Städten	mit	mehr	als	100	000	Einwohner/-innen.	Bei	
Gemeinden	 mit	 weniger	 als	 10	000	 Einwohner/-in-
nen	beträgt	die	Übereinstimmung	knapp	über	acht-
zig	Prozent.

Unterschiede	 zeigen	 sich	 nicht	 nur	 im	 Vergleich	
zu	anderen	Gemeinden,	sondern	auch	innerhalb	der	
Stadtgrenzen	 von	 Zürich.	 Am	 häufigsten	 haben	 die	

Urnengänger/-innen	 in	 innerstädtischen,	 von	 ur-
banen	 Lebensformen	 geprägten	 Stadtkreisen	 einen	
Entscheid	 zu	 vergegenwärtigen,	 der	 nicht	 in	 ihrem	
Sinn	ist.	

Die	 durchschnittliche	 Beteiligung	 bei	 eidgenös-
sischen	Volksabstimmungen	lag	in	den	vergangenen	
25	 Jahren	 in	der	Stadt	Zürich	geringfügig	über	dem	
schweizerischen	Mittel.

Dabei	 sind	 jedoch	 markante	 Unterschiede	 zwi-
schen	den	Stadtkreisen	festzustellen.	Die	Stimmbe-
teiligung	 ist	 in	 Stadtteilen	 mit	 einem	 hohen	 Anteil	
an	 Nichtfamilienhaushalten	 tendenziell	 tiefer.	 Da	
Aggregatdaten	verwendet	wurden,	 ist	es	aber	nicht	
angezeigt,	diesen	Umstand	als	direkten	Zusammen-
hang	zu	werten.

English	abstract	see	p.	17

Die	 Schweizerische	 Politiklandschaft	 ist	 seit	 jeher	
von	 Gegensätzen	 gekennzeichnet.	 Neben	 den	 kon-
fessionellen	 (katholisch-protestantisch)	und	sprach-
lichen	 («Röstigraben»)	 Unterschieden	 fallen	 bei	 Ab-
stimmungen	 immer	 wieder	 jene	 zwischen	 Stadt	
und	 Land	 auf.	 Dieses	 Phänomen	 ist	 keinesfalls	 neu.	
	Bereits	 im	 19.	Jahrhundert	 standen	 viele	 freisinnig	
geprägte	 Städte	 einem	 konservativen	 Umland	 ge-
genüber.	 Ebenso	 bildete	 die	 Arbeiterbewegung	 ihre	
ersten	Zellen	in	den	industrialisierten	Ballungsgebie-
ten.	Während	Vertreter	des	institutionellen	Ansatzes	

die	 Struktur	 der	 Parteienlandschaft	 unter	 anderem	
auf	 das	 Wahlsystem	 zurückführen,	 geht	 der	 sozio-
logische	 Ansatz	 davon	 aus,	 dass	 die	 Struktur	 von	
	sozialen	 Spannungen	 innerhalb	 der	 Gesellschaft	
her	rührt.	Lipset	und	Rokkan	führen	in	ihrem	grund-
legenden	Artikel	«Cleavage	Structures,	Party	Systems	
and	Voter	Alignments»	(1967)	das	Parteiensystem	in	
den	 europäischen	 Ländern	 auf	 das	 Vorhandensein	
von	vier	so	genannten	Cleavages	zurück.	Diese	schaf-
fen	eine	stabile	Bindung	zwischen	bestimmten	Bevöl-
kerungsgruppen	und	den	entsprechenden	Parteien.	

Der Begriff der Cleavages	(wörtliche	Übersetzung	aus	dem	Englischen:	«Kluft»,	«Spaltung»)	ist	
nicht	eindeutig	definiert.	Es	hat	sich	jedoch	in	der	neueren	Literatur	eine	Deutung	etabliert,	die	
dem	Begriff	drei	Dimensionen	zuweist	(vgl.	Schwander,	2005):	
1.	Eine	Cleavage	beinhaltet	eine	soziale	Spaltung,	die	eine	Bevölkerungsgruppe	aufgrund	eines	

sozialen	Merkmals	von	einer	anderen	Gruppe	abtrennt.	
2. Die	angesprochene	Spaltung	muss	den	betroffenen	Bevölkerungsgruppen	bewusst	sein.	Dies	

ist	nur	möglich,	wenn	eine	kollektive	Identität	besteht.
3. Die	Cleavages	werden	in	institutionellen	Einheiten	gespiegelt.	Dabei	muss	es	sich	nicht	zwin-

gend	 um	 Parteien	 handeln.	 In	 Frage	 kommen	 zum	 Beispiel	 auch	 kirchliche	 Organisationen,	
Vereine	oder	Nichtregierungsorganisationen.	

Die	 vier	 Cleavages	 können	 auf	 unterschiedliche	 historische	 Prozesse	 zurückgeführt	 werden.	
Einerseits	kam	es	während	der	Bildung	der	Nationalstaaten	zur	Spaltung	zwischen	dem	Zentrum	
und	der	Peripherie	bzw.	zwischen	dem	Staat	und	der	Kirche,	andererseits	führten	die	französische	
und	die	industrielle	Revolution	zu	den	Konflikten	zwischen	Landbesitzern	und	Bourgeoisie	bzw.	
zwischen	Arbeit	und	Kapital.
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Die	Schweiz	stellt	aufgrund	ihrer	stark	ausgebauten	
direktdemokratischen	 Rechte	 einen	 Sonderfall	 dar.	
Diese	Eigenschaft	erlaubt	es,	die	Verteilung	der	Präfe-
renzen	der	Bürgerinnen	und	Bürger	auch	ausserhalb	
von	Wahlen	zu	beobachten.	Die	Volksabstimmungen	
nehmen,	 zumindest	 über	 einen	 längeren	 Zeitraum	

betrachtet,	 fast	 alle	 Themen	 auf,	 die	 eine	 Gesell-
schaft	potenziell	in	verschiedene	Gruppen	teilen.	Sie	
sind	daher	durchaus	geeignet,	unterschiedliche	Welt-
anschauungen	abzubilden.	Allerdings	lassen	die	ver-
wendeten	Aggregatdaten	keine	Rückschlüsse	auf	die	
persönlichen	Einstellungen	der	Abstimmenden	zu.

�	 fragestellungen

Es	stellt	sich	die	Frage,	welche	Bevölkerungsgruppen	
bei	 eidgenössischen	 Abstimmungen	 ihre	 Ansichten	
durchsetzen	können,	also	zu	den	«Siegern»	gehören.	
Die	zur	Verfügung	stehenden	Daten	erlauben	es,	die	
Bevölkerung	 anhand	 der	 Gemeindegrenzen	 aufzu-
teilen.	Der	Fokus	wird	dabei	auf	die	Stadt	Zürich	ge-
richtet.	 Es	 wird	 der	 Frage	 nachgegangen,	 inwiefern	
die	 Stadt	 Zürich	 majorisiert	 wird,	 d.h.	 inwiefern	 bei	
eidgenössischen	Vorlagen	nicht	 im	Sinne	der	Stadt-
zürcher	 Bevölkerung	 entschieden	 wird.	 Dabei	 inter-
essiert	 auch	 die	 Frage,	 welche	 Gemeinden	 bei	 Ab-
stimmungen	 gewissermassen	 die	 «Verbündeten»	
der	 Stadt	 Zürich	 sind,	 d.h.	 die	 gleiche	 Entscheidung	
treffen.	 In	diesem	Zusammenhang	 ist	auch	ein	Ver-
gleich	 mit	 den	 anderen	 grossen	 Schweizer	 Städten	
angezeigt.

Als	 grösste	 Schweizer	 Stadt	 weist	 Zürich	 Gegen-
sätze	zum	Umland	auf.	Auch	zwischen	den	einzelnen	
Stadtkreisen	 bestehen	 grosse	 Unterschiede	 in	 der	
Bevölkerungsstruktur.1	Es	lohnt	sich	daher	der	Frage	
nachzugehen,	ob	sich	diese	Unterschiede	in	der	Be-
völkerungsstruktur	auch	in	einem	unterschiedlichen	
Verhalten	bei	Abstimmungen	spiegeln.

Die	 Schweiz	 wurde	 im	 vergangenen	 Jahrhun-
dert	durch	eine	starke	Zersiedelung	geprägt.2	Daher	
drängt	 sich	 die	 Frage	 auf,	 ob	 der	 beschriebene	 Ge-
gensatz	zwischen	ländlichen	Gebieten	und	Ballungs-
zentren	 immer	 noch	 Gültigkeit	 hat	 bzw.	 inwiefern	
eine	Entwicklung	der	Gegensätze	festzustellen	ist.

1	 	Vgl.	Statistik	Stadt	Zürich	
(2004b).

2	 Vgl.	http://www.nfp54.
ch/files/nxt_projects_80/17_
11_2006_10_49_06-PosterZ
ersErgebnisse4Nov2006.pdf	
(23.3.2007).

Für	die	vorliegende	Untersuchung	wurden	220	eidge-
nössische	Volksabstimmungen,	über	die	an	73	Urnen-
gängen	zwischen	dem	14.	Juni	1981	und	dem	21.	Mai	
2006	entschieden	wurde,	ausgewertet.	Die	Vorlagen	
verteilen	sich	auf	73	Abstimmungstermine.	Bei	rund	
39	Prozent	der	Vorlagen	handelte	es	sich	um	Volksin-
itiativen	(inklusive	der	Volksinitiativen	mit	Gegenvor-
schlag).	 Obligatorische	 und	 fakultative	 Referenden	
hielten	sich	etwa	die	Waage	(31	%	bzw.	30	%).3

Der	 verwendete	 Datensatz	 enthält	 jeweils	 die	
Stimmbeteiligung	 sowie	 den	 Ja-Stimmenanteil	 für	
sämtliche	Schweizer	Gemeinden	sowie	für	die	zwölf	
Kreise	der	Stadt	Zürich.	

Die	 Zahl	 der	 Schweizer	 Gemeinden	 hat	 sich	 in-
nerhalb	des	Untersuchungszeitraums	aufgrund	von	
Gemeindefusionen	 von	 3021	 auf	 2896	 verringert.4	
Es	stehen	also	nicht	für	sämtliche	Gemeinden	kom-
plette	Zeitreihen	zur	Verfügung.

Das	Volk	hat	knapp	die	Hälfte	der	Vorlagen	(49	%)	
gutgeheissen.	Dabei	haben	aber	obligatorische	bzw.	
fakultative	Referenden	bessere	Chancen	auf	Annah-
me	 (Zustimmungsrate:	 76	%	 bzw.	 70	%)	 als	Volksini-
tiativen	 (Zustimmungsrate:	 9	%).	 Bei	 letzteren	 wird	
deutlich,	dass	die	Bedingung,	dass	neben	dem	Volks-	
auch	 das	 Ständemehr	 erreicht	 werden	 muss,	 eine	
hohe	Hürde	darstellt.

3	 Die verwenDeten Daten:  
 Die eiDgenössischen abstimmungen seit 1981

3	 	Siehe	auch	Kapitel	5.1	auf	
Seite	9.

4	 	Vgl.	Schuler,	Martin;	Bun-
desamt	für	Statistik	(Hrsg.)	
(2000).
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1	 Die	unterschiedlichen	Abstände	zwischen	den	Jahreszahlen	ergeben	sich		
aus	der	unterschiedlichen	Anzahl	Abstimmungen	pro	Jahr.

Stadt	Zürich

Trend	Stadt	Zürich

Schweiz

Trend	Schweiz

Während	 die	 Beteiligung	 bei	 Wahlen	 über	 Jahre	
oder	 sogar	 Jahrzehnte	 einigermassen	 konstant	 ist,	
schwanken	 die	 Beteiligungsraten	 bei	 Abstimmun-
gen	sehr	stark.	Der	Grund	dafür	 liegt	auf	der	Hand:	
Der	Gegenstand	der	Vorlage	ist	jedes	Mal	ein	anderer.	
Nicht	alle	Geschäfte	sind	für	das	tägliche	Leben	der	
Stimmbürger/-innen	gleich	bedeutsam.	Bei	Vorlagen,	
die	im	Vorfeld	nicht	umstritten	sind,	bleibt	die	mobi-
lisierende	Wirkung	einer	erwartet	knappen	Volksent-
scheidung	aus.	Moser	 (2005)	weist	darauf	hin,	dass	
seit	den	90er	Jahren	des	letzten	Jahrhunderts	ein	Zu-
sammenhang	 zwischen	 der	 Knappheit	 des	 Abstim-
mungsresultats	 und	 der	 Stimmbeteiligung	 besteht.	
Bei	klar	angenommenen	oder	abgelehnten	Vorlagen	
sei	 die	 Beteiligung	 meist	 niedrig,	 bei	 knappen	 Ent-
scheidungen	dagegen	überdurchschnittlich	hoch.	

Diese	Erkenntnis	für	den	Kanton	Zürich	lässt	sich	
auf	die	Schweiz	bzw.	auf	die	Stadt	Zürich	übertragen.	
Für	die	untersuchten	Abstimmungen	vor	 1990	 lässt	
sich	kein	solcher,	 für	die	darauf	folgenden	Jahre	ein	
geringer	Zusammenhang	feststellen	(Korrelationsko-
effizient	nach	Pearson	0,01	bzw.	‒	0,31).	Diese	Werte	
gelten	in	Bezug	auf	die	eidgenössischen	Volksabstim-
mungen	sowohl	für	die	Schweiz	als	auch	für	die	Stadt	
Zürich.

Die	Grafik	G_4.1	zeigt,	dass	sich	die	Stimmbeteili-
gung	in	den	vergangenen	25	Jahren	im	Bereich	zwi-
schen	dreissig	und	sechzig	Prozent	bewegt	hat.	Die	
zwei	 Spitzen	 bei	 rund	 siebzig	 bzw.	 sogar	 mehr	 als	
achtzig	Prozent	sind	statistisch	als	Ausreisser	zu	be-
trachten.	Es	handelt	sich	dabei	um	die	Abstimmun-
gen	zur	«Volksinitiative	für	eine	Schweiz	ohne	Armee»	
(26.	November	1989)	 und	 zum	 «Bundesbeschluss	
zum	 Europäischen	 Wirtschaftsraum	 (EWR)»	 (6.	De-
zember	 1992),	 die	 beide	 die	 Gemüter	 ausserordent-
lich	erhitzt	hatten	und	schon	im	Vorfeld	als	richtung-
weisend	für	die	zukünftige	Politik	erachtet	wurden.	In	
der	Grafik	nicht	zu	erkennen	ist	der	Umstand,	dass	im	
«Windschatten»	von	«interessanten»	Vorlagen	auch	
weniger	umstrittene	eine	hohe	Stimmbeteiligung	er-
hielten,	über	die	am	selben	Tag	befunden	wurde.	Ein	
Beispiel	dafür	ist	der	Urnengang	zur	»Volksinitiative	
pro	Tempo	130/100»,	der	ebenfalls	am	26.	November	
1989	stattfand	und	eine	Beteiligung	von	71,2	Prozent	
erreichte	(Stadt	Zürich:	65,0	%).

4	 stimmbeteiligung

4.1	 Überblick
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Die	eigentliche	Aussage	der	Grafik	liegt	nicht	in	den	
mäandrierenden	Kurven,	sondern	in	den	Trendlinien.	
Diese	zeigen	entgegen	den	Unkenrufen	über	die	an-
geblich	 zunehmende	 Politikverdrossenheit,	 dass	 die	
Stimmbeteiligung	 in	 den	 letzten	 Jahren	 tendenziell	
nicht	gesunken	ist.	Aus	Sicht	der	Stadt	Zürich	ist	er-
freulich,	dass	die	Beteiligung	im	langjährigen	Durch-
schnitt	leicht	über	derjenigen	der	Schweiz	liegt.	Der	
vorgebrachte	 Einwand	 gegen	 die	 Volksabstimmun-

gen,	die	Bürger/-innen	seien	überfordert,	äussert	sich	
zumindest	nicht	in	einem	Fernbleiben	von	der	Urne.	
Es	besteht	ein	Bedürfnis,	zu	politischen	Sachgeschäf-
ten	Stellung	zu	beziehen.	Longchamp	(1999)	vermu-
tet	 gar	 eine	 «Revitalisierung	 der	 politischen	 Beteili-
gung».	Dabei	seien	jene	Bürger/-innen	im	Vorteil,	die	
befähigt	sind,	sich	selber	eine	Meinung	zu	bilden	und	
diese	auch	äussern	wollen.5

4.�		 stimmbeteiligungen	in	den	zürcher	stadtkreisen

In	 der	 Stadt	 Zürich	 lag	 die	 durchschnittliche	 Betei-
ligung	 bei	 eidgenössischen	 Volksabstimmungen	 in	
den	 vergangenen	 25	 Jahren	 geringfügig	 über	 dem	
schweizerischen	Durchschnitt.

Dabei	sind	aber	markante	Unterschiede	zwischen	
den	 Stadtkreisen	 festzustellen	 (Grafik	 G_4.2).	 Am	
auffälligsten	sind	dabei	die	tiefen	durchschnittlichen	
Beteiligungsraten	in	den	Kreisen	1	bzw.	4	und	5.	Die-
se	 Ergebnisse	 erstaunen	 insofern	 nicht,	 als	 die	 Zür-
cher	Stadtkreise	hinsichtlich	 ihrer	Bewohner/-innen	
eine	 ausgeprägte	 Heterogenität	 aufweisen.6	 Moser	
(2005)	erwähnt	einen	Zusammenhang	zwischen	dem	
Anteil	an	ausländischen	Personen	und	der	Stimmbe-
teiligung.	 Ein	 höherer	 Anteil	 an	 Personen,	 die	 von	
der	 direkten	 politischen	 Partizipation	 ausgeschlos-
sen	 sind,	 verringere	 den	 Druck,	 sich	 am	 politischen	
Leben	 zu	 beteiligen.	 Tatsächlich	 gilt	 diese	 Aussage	
in	gewissem	Masse	auch	für	die	Stadt	Zürich.	Stadt-
kreise	 mit	 einem	 höheren	 Anteil	 an	 ausländischen	
Personen	 haben	 tendenziell	 im	 langjährigen	 Mittel	
eine	tiefere	Beteiligungsrate.	Diese	Aussage	ist	aber	

unter	 verschiedenen	 Gesichtspunkten	 mit	 grosser	
Vorsicht	zu	 interpretieren.	Erstens	kann	anhand	der	
untersuchten	Aggregatdaten	keine	Aussage	darüber	
gemacht	 werden,	 welche	 Personen	 an	 die	 Urne	 ge-
hen	bzw.	was	deren	Beweggründe	dafür	sind.	Zwei-
tens	 zeichnen	 sich	 die	 erwähnten	 Stadtkreise	 nicht	
nur	durch	einen	relativ	hohen	Ausländer/-innen-An-
teil,	sondern	auch	durch	einen	grossen	Anteil	an	jun-
gen	 Menschen	 aus.	 Es	 ist	 bekannt,	 dass	 die	 Jungen	
überdurchschnittlich	oft	politisch	abstinent	sind.7

Interessanterweise	 stellt	 man	 auch	 fest,	 dass	
Kreise	mit	einer	höheren	Stimmbeteiligung	eher	im	
Sinne	 der	 Gesamtschweiz	 votieren,	 d.h.	 zu	 den	 Ge-
winnern	 gehören.8	 Die	 vorhandenen	 Daten	 liefern	
dafür	keine	Erklärung.	Eine	solche	ist	möglicherwei-
se	in	der	Zusammensetzung	der	Bevölkerung	in	den	
einzelnen	Kreisen	zu	finden.	Allerdings	ist	diese	Ver-
mutung	 mit	 sehr	 viel	 Unsicherheit	 behaftet,	 da	 die	
Aggregatdaten,	wie	erwähnt,	keine	Aussage	darüber	
erlauben,	 welche	 Personen	 an	 die	 Urne	 gehen	 oder	
gar	was	diese	gestimmt	haben.	

5	 Vgl.	http://www.polit-
trends.ch/polittrends/beteili-
gung.html#wav	(23.3.2007).

6	 Statistik	Stadt	Zürich	
(2004b).

7	 Statistik	Stadt	Zürich	
(2004a).

8	 Vgl.	Kapitel	5.3.



STATISTIK STADT ZÜRICH�

G e w i n n e r  u n d  V e r l i e r e r

Den	 Trend	 der	 Abstimmungsbeteiligung	 nach	 Ge-
meindegrösse	 stellt	 die	 Grafik	 G_4.3	 dar.9	 Es	 zeigen	
sich	 grundsätzlich	 ähnliche	Verlaufsmuster	 und	 La-
gen.	Die	eidgenössischen	Abstimmungen	stellen	nur	
einen	Ausschnitt	der	Mitbestimmungsmöglichkeiten	
der	Bürger/-innen	dar.	Die	Grafik	steht	daher	nicht	im	
Widerspruch	 zur	 Tatsache,	 dass	 die	 mobilisierende	
Wirkung	der	sozialen	Kontrolle	in	ländlichen	Gemein-
den	stärker	wirkt.	Allerdings	dürfte	die	fortschreiten-
de	Suburbanisierung	zu	einer	Abschwächung	dieses	
Effekts	führen.
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Durchschnittliche Beteiligung bei eidgenössischen Volksabstimmungen
▹ nach Gemeindegrösse, 1981 – 2005 1
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1	 Für	eine	bessere	Darstellung	ist	das	Jahr	2006	nicht	berücksichtigt.

Kombinationen	von	eidgenössischen	Geschäften	mit	
mobilisierenden	Vorlagen	 auf	 kantonaler	 oder	 loka-
ler	 Ebene	 an	 Abstimmungsterminen	 führen	 zu	 Ab-
weichungen	vom	nationalen	Trend	der	Stimmbetei-
ligung.	Beim	Vergleich	über	einen	längeren	Zeitraum	
gibt	aber	durchaus	typische	Unterschiede	zwischen	
den	Kantonen.	Die	höchste	durchschnittliche	Stimm-
beteiligung	in	den	vergangenen	25	Jahren	weist	der	
Kanton	 Schaffhausen	 auf	 (67,7	%),	 der	 schon	 länge-

re	Zeit	eine	Beteiligungspflicht	kennt.	Auf	der	ande-
ren	 Seite	 des	 Spektrums	 finden	 sich	 grosse	 Grenz-
kantone	 wie	 Waadt	 (35,9	%),	 Graubünden	 (36,1	%),	
oder	 Jura	 (36,9	%).	 Es	 kann	 vermutet	 werden,	 dass	
sich	eine	ausgeprägte	Lokalkultur	 in	einer	gewissen	
Distanz	zur	gesamtschweizerischen	Ebene	manifes-
tiert.	Der	Kanton	Zürich	bewegt	sich	mit	einer	durch-
schnittlichen	Beteiligung	von	46,5	Prozent	im	oberen	
Bereich.	

4.3		 stimmbeteiligung	nach	gemeindegrösse

9	 Die	Einteilung	stellt	eine	
Annäherung	dar.	Die	Eintei-
lung	der	Gemeinden	in	Grös-
senklassen	erfolgte	aufgrund	
der	Einwohnerzahl	gemäss	
der	eidgenössischen	Volks-
zählung	2000.

4.4		 stimmbeteiligung	nach	region



STATISTIK STADT ZÜRICH8

G e w i n n e r  u n d  V e r l i e r e r

In	 der	 Tabelle	 T_4.1	 wird	 die	 Information	 auf	 der	
Ebene	 der	 Sprachgebiete	 verdichtet.	 Es	 fallen	 die	
vergleichsweise	 tiefen	 Werte	 für	 die	 italienisch-
sprachigen	 und	 rätoromanischen	 Landesteile	 auf.		
Zumindest	für	den	Kanton	Tessin	gilt	aber,	dass	sich	
die	 Berechtigten	 eher	 an	 Wahlen	 denn	 an	 Abstim-
mungen	beteiligen.10

0 10 20 30 40 50 60 70

Waadt
Graubünden

Jura
Wallis
Tessin

Freiburg
Aargau

Neuenburg
Genf

Glarus
Bern

Appenzell I.Rh.
St. Gallen

Obwalden
Uri

Schwyz
Basel-Land

Thurgau
Luzern

Nidwalden
Basel-Stadt

Zürich
Appenzell A.Rh.

Zug
Solothurn

Scha�hausen

Durchschnittliche Beteiligung (%)

Durchschnittliche Stimmbeteiligung bei eidgenössischen Volksabstimmungen
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G_4.4

1	 Aus	technischen	Gründen	stehen	nur	Daten	bis	2004	zur	Verfügung.

Durchschnittliche Beteiligung (%)
Deutschschweiz 44,4
Französische	Schweiz 41,1
Italienische	Schweiz 37,7
Rätoromanische	Schweiz 39,0

Durchschnittliche Stimmbeteiligung bei eidgenössischen 
Volksabstimmungen ▹ nach Sprachgebiet, 1981 – 2006

T_4.1

10	 Vgl.	http://www.polit-
trends.ch/polittrends/beteili-
gung.html#kant	(23.3.2007).
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11	 Eine	ausgezeichnete	
Sammlung	von	Definitionen	
und	Erklärungen	zur	Politik	
finden	sich	auf	der	Internet-
seite	des	Bundesamtes	für	
Statistik	(BfS)	unter	http://
www.bfs.admin.ch/bfs/por-
tal/de/index/themen/17/11/
def.html	(23.3.2007).

Der	Cleavage-Ansatz	formuliert	die	These,	dass	ein	Graben	zwischen	Stadt	und	
Land	 bestehe.	 Bezogen	 auf	 die	 direktdemokratischen	Verhältnisse	 der	 Schweiz	
würde	dies	nicht	nur	für	Wahlen,	sondern	auch	für	Abstimmungen	gelten.	In	der	
Tat	entscheiden	städtische	und	ländliche	Gemeinden	bei	Sachvorlagen	tenden-
ziell	unterschiedlich.	Es	stellt	sich	die	Frage,	welche	Strukturen	sich	dabei	erken-
nen	lassen.	Dabei	soll	im	Besonderen	auf	die	Situation	der	Stadt	Zürich	eingegan-
gen	werden.	

5	 abstimmungsergebnisse

5.1		 Die	eidgenössischen	volksabstimmungen	11

In	einer	Volksabstimmung	können	den	Stimmberech-
tigten	folgende	Typen	von	Vorlagen	zur	Entscheidung	
vorgelegt	werden:	obligatorische	und	fakultative	Re-
ferenden	sowie	Volksinitiativen.	Bereits	seit	1848	gilt	
die	Regelung,	dass	sämtliche	Verfassungsänderungen	
in	einer	Volksabstimmung	genehmigt	werden	müs-
sen	 (obligatorisches	 Verfassungsreferendum).	 Eine	
Verfassungsänderung	 ist	 erst	 rechtskräftig,	 wenn	
sie	 die	 Mehrheit	 der	 Stimmenden	 (Volksmehr)	 so-
wie	der	Kantone	(Ständemehr)	gutheisst.	Ein	Gleich-
stand,	also	11,5	zu	11,5	Standesstimmen,	zählt	bereits	
als	 Ablehnung.	 Obligatorisch	 von	Volk	 und	 Ständen	
genehmigt	werden	müssen	auch	der	Beitritt	zu	Or-
ganisationen	für	kollektive	Sicherheit	oder	zu	supra-
nationalen	Gemeinschaften	sowie	dringlich	erklärte	
Bundesgesetze,	die	keine	Verfassungsgrundlage	ha-
ben	 und	 deren	 Geltungsdauer	 ein	 Jahr	 übersteigt.	
Seit	 1874	 gilt,	 dass	 Bundesgesetze	 und	 für	 dringlich	
erklärte	 Bundesgesetze,	 deren	 Geltungsdauer	 ein	
Jahr	 übersteigt,	 dem	 Volk	 zur	 Entscheidung	 vorge-
legt	werden	müssen,	sofern	dies	mindestens	50	000	
Stimmberechtigte	oder	acht	Kantone	verlangen	(fa-
kultatives	Referendum).	Die	Bundesverfassung	sieht	
vor,	 dass	 völkerrechtliche	 Verträge,	 die	 unbefristet	
und	unkündbar	sind,	den	Beitritt	zu	einer	 internati-
onalen	 Organisation	 vorsehen	 oder	 die	 eine	 multi-
laterale	 Rechtsvereinheitlichung	 herbeiführen,	 dem	
fakultativen	Referendum	unterstehen.	Im	Gegensatz	
zum	 obligatorischen	 Referendum,	 welches	 Verfas-

sungsänderungen	betrifft	und	daher	des	Volks-	und	
des	 Ständemehrs	 bedarf,	 ist	 beim	 fakultativen	 Re-
ferendum	 nur	 die	 Mehrheit	 der	 Stimmenden,	 nicht	
aber	 der	 Stände	 erforderlich.	 Bereits	 seit	 1848	 kann	
das	Volk	eine	Totalrevision	der	Bundesverfassung	ver-
langen.	1891	wurde	diese	Bestimmung	auf	Teilrevisio-
nen	der	Bundesverfassung	mittels	Volksinitiative	er-
weitert.	 Anders	 als	 beim	 Referendum,	 bei	 dem	 die	
Stimmenden	nur	Stellung	zu	bereits	von	Parlament	
oder	 Regierung	 getroffenen	 Beschlüssen	 nehmen	
können,	 gibt	 die	 Verfassungsinitiative	 den	 Stimm-
berechtigten	 das	 Recht,	 selber	 eine	 allgemeine	 An-
regung	oder	einen	ausgearbeiteten	Entwurf	für	eine	
Verfassungsänderung	zu	formulieren,	welche	sodann	
dem	Souverän	zur	Stellungnahme	unterbreitet	wer-
den	muss.	Bedingung	ist	das	Einreichen	von	100	000	
Unterschriften	 von	 Stimmberechtigten	 innert	 einer	
Sammelfrist	 von	 18	 Monaten.	 Da	 die	Volksinitiative	
eine	 Verfassungsänderung	 anstrebt,	 tritt	 sie	 nur	 in	
Kraft,	 wenn	 sie	 von	 der	 Mehrheit	 der	 Stimmenden	
und	der	Kantone	gutgeheissen	wird.	Die	Bundesver-
sammlung	(National-	und	Ständerat)	kann	der	Volks-
initiative	 einen	 eigenen	 Vorschlag	 entgegenstellen	
(Gegenentwurf).	Kommen	Volksinitiative	und	Gegen-
entwurf	zur	Abstimmung,	so	ist	auch	eine	doppelte	
Zustimmung	 möglich	 (bis	 1987	 konnte	 nur	 eine	 der	
beiden	Vorlagen	angenommen,	wohl	aber	beide	ab-
gelehnt	werden).
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Gleiche Abstimmungsentscheidung wie die Schweiz?
Gleich	(%) Abweichend	(%)

Weniger	als	10	000 80,5 19,5
10	000	–	19	999 88,0 12,0
20	000	–	49	999 87,1 12,9
50	000	–	99	999 90,9 9,1
100	000	und	mehr 84,5 15,5

Entscheidungen bei eidgenössischen Volksabstimmungen
▹ nach Gemeindegrösse, 1981 – 2006

T_5.1

Gleiche Abstimmungsentscheidung wie die Schweiz?
Gleich	(%) Abweichend	(%)

Zürich 86,4 13,6
Bern 88,2 11,8
Basel 86,4 13,6
Lausanne 82,7 17,3
Genf 79,1 20,9

Entscheidungen bei eidgenössischen Volksabstimmungen
▹ in Städten mit mehr als 100 000 Einwohner/-innen, 1981 – 2006

T_5.2

5.�		 Die	stadt	zürich	als	gewinnerin

Mit	Blick	auf	die	Stadt	Zürich	kann	festgehalten	wer-
den,	 dass	 sie	 bei	 eidgenössischen	Volksabstimmun-
gen	 vergleichsweise	 häufig	 den	 gleichen	 Entscheid	
fällt	 wie	 die	 Gesamtschweiz.	 Bei	 190	 von	 220	 un-
tersuchten	 Abstimmungen	 lagen	 die	 Mehrheitsver-
hältnisse	in	der	Stadt	Zürich	gleich	wie	in	der	Eidge-
nossenschaft.	 (Anteil:	 86,4	%).	 Dieser	 Wert	 liegt	 im	
Mittelfeld	der	Grossstädte	mit	mehr	als	100	000	Ein-
wohner/-innen	12	 (siehe	 T_5.2).	 Gemeinden	 mit	 we-
niger	als	10	000	Einwohner/-innen	werden	dagegen	
durchschnittlich	bei	fast	jeder	fünften	Abstimmung	
überstimmt	(siehe	T_5.1).

12	 Stand	Volkszählung	2000.

Der	 untersuchte	 Zeitraum	 erstreckt	 sich	 über	 rund	
25	Jahre.	Dies	entspricht	fast	einer	Generation.	Auch	
wenn	 das	 unterschiedliche	 Abstimmungsverhalten	
der	Stadt	Zürich	gegenüber	der	Schweiz	weitgehend	
durch	die	Fragestellung	der	Vorlage	determiniert	ist,	
lässt	sich	für	die	 lange	Frist	ein	gewisser	Trend	eru-
ieren.	Die	unten	stehende	Grafik	G_5.1	zeigt	die	ab-
soluten	Werte	 des	 Abstands	 der	 Ja-Stimmenanteile	
der	Schweiz	gegenüber	der	Stadt	Zürich.	Bei	der	Be-
urteilung	darf	nicht	vergessen	werden,	dass	auch	bei	
einem	grossen	Abstand	der	Ja-Stimmenanteile	mög-
licherweise	 die	 gleiche	 Entscheidung	 gefällt	 wur-
de.	 Der	 absolute	 Abstand	 erreicht	 Spitzen	 von	 über	
zwanzig	 Prozentpunkten.	 Das	 gleitende	 Mittel	 be-
wegt	sich	dabei	im	Rahmen	zwischen	fünf	und	zehn	
Prozentpunkten.
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1	 Die	unterschiedlichen	Abstände	zwischen	den	Jahreszahlen	ergeben	sich		
aus	der	unterschiedlichen	Anzahl	Abstimmungen	pro	Jahr.
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G_5.2

Trend

Bei	 der	 Interpretation	 der	 Entwicklung	 ist	 insofern	
Vorsicht	 geboten,	 als	 diese	 in	 besonderem	 Masse	
von	der	Abfolge	der	Sachthemen	abhängt.	Durch	die	
grosse	Zahl	der	untersuchten	Vorlagen	kann	diesbe-
züglich	aber	von	einer	gewissen	Durchmischung	aus-
gegangen	 werden,	 die	 das	 Extrahieren	 eines	Trends	
erlaubt.	 Der	 Anteil	 der	 Abstimmungen	 pro	 Jahr,	 bei	
welchen	die	Stadt	Zürich	von	der	Schweiz	majorisiert	
wurde,	 hat	 sich	 seit	 1981	 tendenziell	 gegen	 unten	
entwickelt	(Grafik	G_5.2).
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Es	 versteht	 sich	 von	 selbst,	 dass	 die	 Stadt	 Zürich	 in	
vielen	Fällen	die	gleiche	Entscheidung	trifft	wie	an-
dere	 grosse	 Städte.	 Erstaunlicherweise	 ist	 aber	 die	
Übereinstimmung	mit	Städten	mit	mehr	als	100	000	
Einwohner/-innen	 etwas	 geringer	 als	 jene	 mit	 den	
Städten	in	der	Kategorie	von	50	000	bis	100	000	Be-
wohner/-innen	(siehe	Grafik	G_5.4).	Dieser	Umstand	
ist	darauf	zurückzuführen,	dass	in	der	ersten	Katego-
rie	mit	Lausanne	und	Genf	gleich	zwei	Westschwei-

zer	Städte	vertreten	sind.	Die	etwas	geringere	Über-
einstimmung	 mit	 der	 Westschweiz	 ist	 jedoch	 kein	
zürcherisches	 Phänomen,	 sondern	 ist	 ein	 Ausdruck	
des	 «Röstigrabens»	 zwischen	 der	 Deutsch-	 und	 der	
Westschweiz.	 Interessanterweise	 hat	 sich	 die	 Stadt	
Zürich	in	den	letzten	Jahren	in	ihrem	Abstimmungs-
verhalten	 im	 Trend	 vom	 Deutschschweizer	 Durch-
schnitt	entfernt	und	der	Westschweiz	angeglichen.
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Weltanschauliche	Unterschiede	zeigen	sich	nicht	nur	
zwischen	Stadt	und	Umland,	sondern	auch	innerhalb	
der	 Stadtgrenzen.	 Bevor	 sich	 die	 Schweiz	 zu	 einer	
Dienstleistungsgesellschaft	entwickelt	hatte,	waren	
Ballungszentren	 politisch	 vom	 Gegensatz	 zwischen	
Bürgertum	 und	 Arbeiterschaft	 geprägt.	 Der	 unter-
suchte	Zeitraum	fällt	mit	der	Etablierung	des	Dienst-
leistungsbereichs	 als	 treibenden	 Wirtschaftssektor	
zusammen.	 Insofern	 ist	 die	 Zeitspanne	 zu	 kurz,	 um	
eine	 Veränderung	 darzustellen.	 Hingegen	 sind	 zwi-
schen	 den	 Stadtkreisen	 relativ	 grosse	 Unterschiede	
bezüglich	des	politischen	Verhaltens	auszumachen.

Die	Stadt	Zürich	hat	bei	knapp	14	Prozent	der	un-
tersuchten	 eidgenössischen	 Abstimmungen	 anders	
entschieden	als	die	Schweiz.	Allerdings	bestehen	in-
nerhalb	 der	 Stadt	 Zürich	 sehr	 grosse	 Unterschiede.	
Am	 häufigsten	 haben	 die	 Urnengänger/-innen	 in	
den	 Kreisen	 1	 und	 3	 bis	 5	 einen	 Entscheid	 zu	 verge-
genwärtigen,	der	nicht	in	ihrem	Sinne	ist.	Besonders	
ausgeprägt	gilt	dies	für	den	Kreis	5:	Bei	vier	von	zehn	
Abstimmungen	wurde	der	Kreis	überstimmt.

Quasi	 auf	 der	 anderen	 Seite	 der	 Skala	 befinden	
sich	die	Kreise	2,	7,	9	und	11.	Diese	entsprechen	in	ih-
rem	Abstimmungsverhalten	in	gewissem	Sinne	eher	
dem	schweizerischen	Durchschnitt.	

5.3		 unterschiede	innerhalb	der	stadt	zürich
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Die	 Korrelationstabelle	13	 auf	 der	 nächsten	 Seite	 er-
laubt	 den	 Vergleich	 des	 Ja-Stimmenanteils	 unter	
den	 Stadtkreisen,	 zeigt	 also	 quasi	 ein	 Mass	 für	 die	
«Gleichheit»	des	politischen	Verhaltens.

Allgemein	fallen	die	Koeffizienten	sehr	hoch	aus	
und	 liegen	 in	 den	 meisten	 Fällen	 über	 0,9,	 was	 ei-
nen	fast	perfekten	Zusammenhang	der	Ja-Stimmen-
Anteile	 bedeutet.	 Es	 gibt	 auch	 einige	 Fälle	 von	 ver-
gleichsweise	 tiefen	 Korrelationskoeffizienten.	 Fett	
hervorgehoben	 sind	Werte	 unter	 0,8.	 Die	 Kombina-
tion	 Schweiz	/	Kreis	 5	 weist	 den	 tiefsten	 Wert	 auf	
(0,549).	 Dieser	 Kreis	 erzielt	 auch	 in	 Kombination	
mit	 den	 meisten	 anderen	 Stadtkreisen	 relativ	 tiefe	
Werte.

13	 Der	Korrelationskoeffizient	
ist	ein	dimensionsloses	Mass	
für	den	Grad	des	linearen	
Zusammenhangs	zwischen	
zwei	mindestens	intervall-
skalierten	Merkmalen.	Er	
kann	Werte	zwischen	‒	1	und	
+	1	annehmen.	Bei	einem	Wert	
von	+	1	(	bzw.	‒	1)	besteht	ein	
vollständig	positiver	(bzw.		
negativer)	linearer	Zusammen-
hang	zwischen	den	betrach-
teten	Merkmalen.	Wenn	der	
Korrelationskoeffizient	den	
Wert	0	aufweist	,	hängen	die	
beiden	Merkmale	überhaupt	
nicht	linear	voneinander	ab.
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Die	Kernstädte	bzw.	Agglomerationsgemeinden	wur-
den	 bei	 12,8	 bzw.	 15,5	 Prozent	 der	 untersuchten	 Ab-
stimmungen	 von	 der	 Gesamtschweiz	 überstimmt.	
Bei	den	ländlichen	Gemeinden	beträgt	der	Anteil	hin-
gegen	fast	21,2	Prozent.	

Die	 Unterteilung	 nach	 dem	 Sprachgebiet	 zeigt	
deutlich,	 dass	 die	 französische	 und	 italienische	
Schweiz	häufiger	majorisiert	werden.	

 Schweiz
Stadt	

Zürich Kreis	1 Kreis	2 Kreis	3 Kreis	4 Kreis	5 Kreis	6 Kreis	7 Kreis	8 Kreis	9 Kreis	10 Kreis	11 Kreis	12
Schweiz 1,000
Stadt	Zürich 0,912 1,000
Kreis	1 0,812 0,910 1,000
Kreis	2 0,927 0,989 0,909 1,000
Kreis	3 0,827 0,970 0,860 0,933 1,000
Kreis	4 0,706 0,907 0,804 0,849 0,966 1,000
Kreis	5 0,549 0,802 0,755 0,730 0,894 0,963 1,000
Kreis	6 0,868 0,987 0,933 0,980 0,960 0,909 0,831 1,000
Kreis	7 0,900 0,946 0,927 0,975 0,862 0,766 0,656 0,959 1,000
Kreis	8 0,844 0,972 0,947 0,965 0,947 0,904 0,841 0,992 0,956 1,000
Kreis	9 0,919 0,973 0,821 0,954 0,945 0,866 0,732 0,927 0,876 0,893 1,000
Kreis	10 0,912 0,998 0,915 0,991 0,961 0,893 0,789 0,988 0,955 0,973 0,965 1,000
Kreis	11 0,933 0,979 0,841 0,965 0,943 0,861 0,726 0,937 0,896 0,907 0,996 0,973 1,000
Kreis	12 0,881 0,921 0,736 0,890 0,908 0,833 0,694 0,856 0,783 0,814 0,982 0,909 0,974 1,000

Korrelation des Ja-Stimmenanteils bei eidgenössischen Volksabstimmungen
▹ nach Stadtkreis 1

T_5.3

1	 Alle	Koeffizienten	sind	auf	dem	1%-Niveau	signifikant.

5.4		 Der	vergleich	zu	anderen	gemeinden

Gleiche Abstimmungsentscheidung wie die Schweiz?
Gleich	(%) Abweichend	(%)

Kernstadt 87,2 12,8
Andere	Agglomerationsgemeinde 84,5 15,5
Isolierte	Stadt 86,6 13,4
Ländliche	Gemeinde 78,8 21,2

Entscheidungen bei eidgenössischen Volksabstimmungen
▹ nach Gemeindeart, 1981 – 2006

T_5.4

Gleiche Abstimmungsentscheidung wie die Schweiz?
Gleich	(%) Abweichend	(%)

Deutschschweiz 83,3 16,7
Französische	Schweiz 77,4 22,6
Italienische	Schweiz 77,1 22,9
Rätoromanische	Schweiz 80,3 19,7

Entscheidungen bei eidgenössischen Volksabstimmungen
▹ nach Sprachgebiet, 1981 – 2006

T_5.5
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Die	 vorliegende	 Untersuchung	 zeigt,	 dass	 die	 Stadt	
Zürich	 bei	 eidgenössischen	Volksabstimmungen	 oft	
zu	 den	 «Gewinnerinnen»	 gehört.	 Der	 untersuchte	
Zeitraum	umfasst	ein	Vierteljahrhundert.	Der	Anteil	
der	Abstimmungen	pro	Jahr,	bei	welchen	die	Stadt	Zü-
rich	von	der	Schweiz	majorisiert	wurde,	hat	seit	1981	
tendenziell	abgenommen.	Allerdings	ist	es	aufgrund	
der	 teilweise	 geringen	 Fallzahlen	 heikel,	 eine	 Aus-
sage	 zu	 machen,	 die	 über	 einen	 allgemeinen	Trend	
hinausgeht.	 Es	 gibt,	 was	 die	 Stadt	 Zürich	 betrifft,	
Unterschiede	 zu	 ländlichen	 Gemeinden	 im	 Abstim-
mungsverhalten.	Gerade	 in	diesem	Punkt	zeigt	sich	
die	limitierte	Aussagekraft	der	zur	Verfügung	stehen-
den	Aggregatdaten.	Diese	lassen	es	leicht	übersehen,	
dass	die	Stadt	als	Ganze	eine	Entscheidung	fällt,	die	
aber	keinesfalls	von	allen	Abstimmenden	(geschwei-
ge	 denn	 von	 allen	 Einwohner/-innen)	 geteilt	 wird.	
Aus	 theoretischer	 Sicht	 ist	 die	 Aufteilung	 zwischen	
der	Stadt	Zürich	und	der	restlichen	Schweiz	nicht	op-
timal.	Da	der	Fokus	auf	der	Stadt	Zürich	liegt,	ist	diese	
Vereinfachung	aber	gerechtfertigt.

Die	relativ	hohen	Beteiligungsraten	können	nicht	
darüber	 hinwegtäuschen,	 dass	 in	 den	 meisten	 Fäl-
len	eine	Mehrzahl	der	Stimmberechtigten	gar	nicht	
an	 der	 Abstimmung	 teilnimmt.	 Im	 Extremfall	 kann	
so	 eine	 kleine	 Minderheit	 das	 Votum	 einer	 ganzen	

Gemeinde	bestimmen.14	Letztlich	kann	von	Abstim-
mungsentscheidungen	 einer	 geografischen	 Einheit	
nicht	 auf	 die	 Weltanschauung	 des	 Einzelnen	 ge-
schlossen	 werden,	 sondern	 nur	 eine	 «allgemeine	
Stimmung»	aufgenommen	werden.	

Die	 Partizipation	 der	 Bürgerinnen	 und	 Bürger	
ist	 für	 den	 Erhalt	 eines	 demokratischen	 Systems	
eine	zwingende	Voraussetzung.	Es	ist	daher	aus	der	
Sicht	 der	 Stadt	 Zürich	 erfreulich,	 dass	 ihre	 Stimm-
bürger/-innen	 bei	 eidgenössischen	 Abstimmungen	
vergleichsweise	häufig	von	ihren	Rechten	Gebrauch	
machen.	 Die	 Stimmbeteiligung	 in	 der	 Stadt	 Zürich		
liegt	 im	 langjährigen	 Durchschnitt	 leicht	 über	 der-
jenigen	der	Schweiz.	Entgegen	den	Unkenrufen	über	
die	angeblich	zunehmende	Politikverdrossenheit	 ist	
die	mittlere	Stimmbeteiligung	in	den	letzten	Jahren	
nicht	gesunken.	

Die	vorliegende	Untersuchung	gibt	einen	rein	sys-
tematischen	 Überblick.	 Dabei	 wird	 bewusst	 darauf	
verzichtet,	 auf	 die	 Rahmenbedingungen,	 in	 denen	
die	 Abstimmungen	 stattfanden,	 einzugehen.	 Es	 ist	
aber	 durchaus	 denkbar,	 in	 einer	 allfälligen	 Erweite-
rung	 der	 Untersuchungsfrage	 die	 Strukturen	 in	 Ab-
hängigkeit	 der	Themen	 bzw.	 Fragestellungen	 sowie	
des	zeitlichen	Kontextes	darzustellen.

6	 faZit

14	 Diese	Aussage	gilt	in	Be-
zug	auf	diese	Untersuchung.	
Für	das	Resultat	bei	eidgenös-
sischen	Abstimmungen	ist	
einzig	das	Volks-	und	Stände-
mehr	massgebend.
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	 glossar

Röstigraben
Röstigraben	 ist	 ein	 scherzhafter	 Ausdruck	 des	 schweizerischen	 politischen	 Le-
bens	 und	 bezeichnet	 einerseits	 den	 Unterschied	 in	 den	 Mentalitäten	 von	
Deutschschweizern	und	Romands,	andererseits	den	 latenten	Konflikt	zwischen	
der	 deutschsprachigen	 Bevölkerungsmehrheit	 der	 Schweiz	 und	 der	 frankopho-
nen	Schweiz.	Die	Rösti	war	ursprünglich	das	typische	Bauernfrühstück	der	westli-
chen	Deutschschweiz,	heute	ist	sie	ein	schweizerisches	Nationalgericht.	(Quelle:	
http://de.wikipedia.org	(26.3.2007)).

Suburbanisierung
Flächenhafte	Ausbreitung	städtischer	Siedlungsweise	beziehungsweise	Bevölke-
rung	in	das	ländliche	Umland.	Die	Abwanderung	aus	den	Grossstädten	führt	zur	
Verstädterung	ländlicher	Gemeinden	oder	bei	Neugründung	von	Siedlungen	zur	
Entstehung	von	Satelliten-	oder	Trabantenstädten;	auch	zur	Einrichtung	grosser	
Einkaufszentren.	(Quelle:	Bibliographisches	Institut	&	F.	A.	Brockhaus	AG	(2002)).

Hermann,	Michael;	Leuthold,	Heiri	(2003):	Stadt-Land-Cleavages	einer	urbani-
sierten	Gesellschaft.	Geographisches	Institut	der	Universität	Zürich.

Lipset,	Seymour	Martin;	Rokkan,	Stein	(1967):	Cleavage	Structures,	Party	Systems	
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The	publication	deals	with	the	question,	which	Swiss	
municipalities	are	politically	on	the	winner’s	side.	The	
amount	 of	 political	 participation	 is	 also	 part	 of	 the	
study.	Examined	are	220	Swiss	federal	popular	votes,	
which	took	place	between	1981	and	2006.	The	focus	
lies	on	the	City	of	Zurich,	where	the	results	of	the	po-
pular	votes	often	coincide	with	those	of	the	whole	of	
Switzerland	 (proportion:	 86.4	%).	This	 is	 an	 average	
value	for	cities	with	more	than	100	000	inhabitants.	
In	 municipalities	 with	 less	 than	 10	000	 inhabitants	
the	proportion	falls	to	around	80	percent.	There	are	
not	only	differences	between	the	municipalities	but	

also	 within	 the	 city	 boundaries	 of	 Zurich.	 Voters	 in	
the	inner	districts,	characterised	by	strong	urban	life	
styles,	 are	 often	 confronted	 with	 decisions	 that	 do	
not	necessarily	reflect	their	views.	During	the	last	25	
years	the	average	vote	participation	in	the	city	of	Zu-
rich	has	been	slightly	over	the	Swiss	average.	There	
is	however	a	 large	difference	between	the	different	
districts.	One	notes	that	the	participation	tends	to	be	
lower	in	districts	with	many	non-family	households.	
However,	because	we	work	with	aggregated	data,	no	
direct	connection	should	be	implied.	

	 abstract
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